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Verhandlungsschrift 
 

über die öffentliche Sitzung des Gemeinderates der Marktgemeinde Hagenberg im Mühlkreis 

Sitzungstermin: Dienstag, den 23.06.2020 

Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr 

Sitzungsende: 20:45 Uhr 

Ort der Sitzung: Sitzungssaal des Gemeindeamtes 

Anwesend sind die Gemeinderatsmitglieder 
 

Bürgermeister/in 
 

Bergsmann David, Bürgermeister ÖVP   

Vizebürgermeister/in 
 

Eder Thomas, Ing. ÖVP   

Mitglied 
 

Kühtreiber-Leitner Kathrin, Mag. MBA ÖVP   
Zuschrader Rudolf ÖVP   
Natschläger Thomas, DI Dr. ÖVP   
Magerl Christoph ÖVP   
Greifeneder Thomas, DI ÖVP   
Wahlmüller Erwin ÖVP   
Oyrer-Santner Wolfgang ÖVP   
Zeitlhofer Sandra ÖVP   
Kreindl Siegfried ÖVP   

Ersatzmitglied 
 

Aistleitner Josef, Ing. Mag. ÖVP Vertretung für Herrn Ing. Hans-Pe-
ter Wintersteiger 

Zeilinger Ingrid ÖVP Vertretung für Herrn Markus Zieg-
ler 

Mitglied 
 

Rummerstorfer August SPÖ   
Rummerstorfer Martina SPÖ   
Layr Johannes SPÖ   

 

 
GZ: Gem-5 

 
 
 
 
                         
 
 
 
 
 
 
                        Sitzungsnummer: GR/027/2020  
                        12. Funktionsperiode 
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Küng Gabriela, Mag. GRÜNE   
Svitil Alfred, DI (FH) GRÜNE   
Merten Barbara, MA GRÜNE   
Nader Andreas, DI GRÜNE   
Mihaly Carina, MSM GRÜNE   
Umgeher Wolfgang, BEd FPÖ   
Umgeher Birgit, akad. E-Kff.BEd FPÖ   
Umgeher Niklas FPÖ   

weitere Anwesende 
 

Leitner Franz     
Brettbacher Gerda, Mag.     

Schriftführer/in 
 

Trenker Karin     
 

Es fehlen: 
Wintersteiger Hans-Peter, Ing. ÖVP   
Dürnberger Gabriella, Bakk.phil. SPÖ   
Ziegler Markus ÖVP   

 
 
 
 
Der Bürgermeister begrüßt die Mitglieder des Gemeinderates, die Gemeindebediensteten und 
die erschienenen Zuhörer. Er stellt fest, dass  
 
a) die Sitzung von ihm einberufen wurde, 
b) die Einladung zur Sitzung mit Bekanntgabe der Tagesordnung an alle Gemeinderatsmit-

glieder schriftlich und rechtzeitig erfolgte, 
c) die Beschlussfähigkeit gegeben ist und 
d) die öffentliche Kundmachung an der Amtstafel erfolgt ist.  

 
 
Der Bürgermeister weist darauf hin, dass gemäß § 54 Abs. 4 Oö. GemO 1990 die Verhand-
lungsschrift über die Gemeinderatssitzung am DD.MM.JJJJ für die Mitglieder des Gemeinde-
rates zur Einsichtnahme aufgelegt war und während der heutigen Sitzung für die weitere Ein-
sichtnahme aufliegt. Einwendungen gegen diese Verhandlungsschrift können bis Sitzungs-
ende eingebracht werden.  
 
 
Auf Wunsch des Vorsitzenden melden sich jene Gemeinderäte, die zu einzelnen Tagesord-
nungspunkten das Wort ergreifen. Der Bürgermeister erstellt sodann die Rednerliste und re-
gistriert die von den Fraktionsobleuten nominierten Protokollunterfertiger. Es sind dies:  
 
Rudolf Zuschrader (ÖVP) 
August Rummerstorfer (SPÖ) 
Mag. Gabriela Küng (GRÜNE) 
Wolfgang Umgeher BEd (FPÖ) 
 
 
Der Vorsitzende gibt folgende Tagesordnung bekannt: 
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Tagesordnung: 
 

 1.  Bericht des Prüfungsausschusses vom 19.05.2020 

 2.  Änderung des Flächenwidmungsplans 5.48 (komm. Infrastruktur); Änderungsbeschluss 

 3.  Änderung des Flächenwidmungsplans 5.47 (Hotel) mit ÖEK 2.19; Änderungsbeschluss 

 4.  Änderung des Bebauungsplans WP1.1 (Wohnpark); Änderungsbeschluss 

 5.  Änderung des Bebauungsplans 6.8 (Schaufler); Änderungsbeschluss 

 6.  Änderung Bebauungsplan ST1.4 (Thumfart); Änderungsbeschluss 

 7.  Änderung des Flächenwidmungsplan 5.51; TISP - Softwarepark; Einleitungsbeschluss 

 8.  Änderung des Flächenwidmungsplans 5.44; Siedlungserweiterung Veichter West 2; Än-
derungsbeschluss 

 9.  Herstellung der Infrastruktur Projekt Wimberger; Auftragsvergaben 

 10.  Neubau eines Musikheimes; Festlegung des 2. Finanzierungsplans 

 11.  Neubau eines Musikheims; Auftragsvergaben 

 12.  Genehmigung des Pachtvertrages mit dem Musikverein betreffend die Verpachtung des 
Musikheimes 

 13.  Wasserleitung Schmidsberg BA07, Notversorgung 2018; Annahme des Förderungsvertra-
ges 

 14.  Vermietung Gemeindezentrum; Änderung der Mietbedingen bzgl. Catering 

 15.  SPÖ-Fraktion; Nachwahlen in Organe außerhalb der Gemeinde 

 16.  Mag. Jürgen Ipsmiller; Freilassungserklärung für Verzicht auf Vorkaufsrecht 

 17.  Allfälliges 
 
 

Protokoll: 
 

 1. Bericht des Prüfungsausschusses vom 19.05.2020 
 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden bringt Prüfungsausschussobmann GR Wolfgang Umgeher 
den Prüfbericht vom 19.05.2020 vollinhaltlich zur Kenntnis.  
 
 
Der Bürgermeister stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kenntnis gebrachte Bericht des Prüfungsaus-
schusses vom 19.05.2020 wird zur Kenntnis genommen.  
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 
 
 



Gemeinderat 23.06.2020  Seite 4 von 20 

 

 2. Änderung des Flächenwidmungsplans 5.48 (komm. Infrastruktur); Ände-
rungsbeschluss 

 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden berichtet Vizebgm. Thomas Eder: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 04.02.2020 den Beschluss zur Einleitung des raum-
ordnungsrechtlichen Verfahrens zur Änderung des Flächenwidmungsplans mit der Nr. 5.48 
und der Bezeichnung „Kommunale Infrastruktur – Salzstraße“ gefasst. 
Mit Schreiben vom 17.02.2020 sind die Abteilung Örtliche Raumordnung des Amtes der Oö. 
Landesregierung sowie die Beteiligten zur Stellungnahme eingeladen worden. Es ist zu ver-
merken, dass keine negativen Stellungnahmen eingebracht worden sind. 
Die Angelegenheit wurde in der Sitzung des Bauausschusses am 04.06.2020 behandelt und 
dem Gemeinderat die Beschlussfassung empfohlen. Der Fassung des Änderungsbeschlusses 
stehen keine Widersprüche entgegen. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der Flächenwidmungsplan wird mit der Änderung Nr. 5.48, welche in der Planung des 
Ortsplaners DI Mandl zur Beschlussfassung vorliegt, geändert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 3. Änderung des Flächenwidmungsplans 5.47 (Hotel) mit ÖEK 2.19; Ände-

rungsbeschluss 
 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden berichtet Vizebgm. Thomas Eder: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 04.02.2020 den Beschluss zur Einleitung des raum-
ordnungsrechtlichen Verfahrens zur Änderung des Flächenwidmungsplans mit der Nr. 5.47 
sowie des örtlichen Entwicklungskonzepts 2.17 zur Unterbringung eines Hotels gefasst. 
Mit Schreiben vom 17.02.2020 sind die Körperschaften öffentlichen Rechts, der RUF – Regi-
onalverein Untere Feldaist, die Nachbargemeinden sowie die von der Umwidmung betroffenen 
Grundeigentümer (mit Ausnahme der Gemeinde) von der vorgesehenen Änderung verständigt 
worden. 
In der Stellungnahme der Abteilung Örtliche Raumordnung des Amtes der Oö. Landesregie-
rung vom 02.04.2020 werden keine fachlichen Einwendungen vorgebracht, jedoch wird zur 
vorzeitigen Änderung des örtlichen Entwicklungskonzept der Nachweis eines öffentlichen In-
teresses gefordert. Ebenso ist die Grundlagenforschung hinsichtlich der bereits im Software-
park-Areal bestehenden unbebauten Hotelwidmung zu vertiefen. Weiters wird von der o.g. 
Landesdienststelle der Abschluss einer privatrechtlichen Vereinbarung gefordert. 
Andere Stellungnahmen wurden nicht eingebracht, weshalb anzunehmen ist, dass keine Ein-
wendungen bestehen. 
Nachweis eines öffentlichen Interesses: 
Durch den Softwarepark als weltweit anerkannten Hotspot in der IT-Entwicklung haben in Ha-
genberg in den letzten Jahrzehnten immer wieder Tagungen und Messen stattgefunden. Die 
internationalen Teilnehmer und Besucher an diesen Veranstaltungen konnten aber in Hagen-
berg bisher nicht untergebracht werden, ebenso eingeladene Gastprofessoren des RISC-In-
stituts oder der Fachhochschule. Eine Hotelwidmung in Hagenberg ist zur langfristigen 
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Sicherung als Tagungsort und in weiterer Folge auch für den Firmenstandort Hagenberg-Soft-
warepark erforderlich. Die raumordnungsrechtlichen Voraussetzungen für eine Hotelerrich-
tung zu schaffen liegen deshalb im öffentlichen Interesse. 
Vertiefung der Grundlagenforschung hinsichtlich der bestehenden Hotelwidmung: 
Die bereits bestehende Hotelwidmung im Softwarepark auf dem Grundstück 28/23, KG Ha-
genberg, wird im Einvernehmen mit der Fa. TISP als Eigentümerin in ein eingeschränktes 
gemischtes Baugebiet geändert. Das entsprechende Verfahren zur Änderung des Flächen-
widmungsplans in diesem Bereich wird ebenfalls durch den Gemeinderat eingeleitet. 
Privatrechtliche Vereinbarung: 
Diese wird mit dem Grundbesitzern bzw. mit den diesbezüglichen Bevollmächtigten getroffen. 
 
Die Angelegenheit wurde in der Sitzung des Bauausschusses am 04.06.2020 behandelt und 
die Beschlussfassung dem Gemeinderat empfohlen. Die Änderung des Flächenwidmungs-
plans für die Aufnahme einer Hotelwidmung auf dem Grundstück 39/3 bedarf der Beschluss-
fassung im Gemeinderat. 
 
GR Christoph Magerl 
Er steht zu einem Hotel in Hagenberg, nur nicht zu diesem Standort. Dieser Standort liegt im 
Freizeitbereich von Hagenberg und damit vertritt er nicht nur seine Meinung, sondern auch 
einiger Bürger. Im Softwarepark wo ursprünglich ein Hotel geplant war, hätte es gut hingepasst 
und auch die Infrastruktur wäre dort vorhanden gewesen. Beim derzeit geplanten Standort 
muss die Infrastruktur erst geschaffen werden sowie eine Busspur, Kanal usw.. Ein Nachteil 
ist auch, dass die Hotelgäste zum Softwarepark die Hauptstraße queren müssen.  
 
GV Alfred Rummerstorfer: 
Die Fraktion der SPÖ ist nach wie vor gegen diesen schlechtesten Standort für dieses Hotel, 
vor allem weil dem Kindergarten Erweiterungsmöglichkeiten genommen werden.  
 
GR Wolfgang Umgeher: 
Der Standort an der Hauptstraße ist der einzige Standort der Sinn macht. Auch wenn das Hotel 
nicht grundsätzlich für Laufkundschaft ausgerichtet ist, sollte es doch sichtbar und nicht im 
Softwarepark versteckt sein. Eine Bushaltestelle in diesem Bereich wäre sehr zweckmäßig, 
da im Bereich von der Volksschule bis zum ABZ keine Haltestelle liegt und die Schüler des 
Gymnasiums und die Angestellten des Softwareparks die öffentlichen Verbindungen nutzen.  
 
Vizebgm. Thomas Eder: 
Die Widmung für ein Hotel im Softwarepark besteht schon sehr lange, hat jedoch nie das In-
teresse geweckt dort eines zu errichten. Die Region braucht ein Hotel und es wurden Investo-
ren gefunden. Der nun geplante Standort ist immer noch im Bereich des Softwareparks und 
über kurze Wege zu erreichen. Für eine Erweiterung des Kindergartens besteht immer noch 
ausreichend Platz in östlicher Richtung.  
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der Flächenwidmungsplan und das örtliche Entwicklungskonzept wird mit der Ände-
rung Nr. 5.47 bzw. 2.19 gemäß den vorliegenden Änderungsplänen des Ortsplaners DI 
Max Mandl vorbehaltlich des Zustandekommens einer privatrechtlichen Vereinbarung 
(Baulandsicherungsvertrag o.ä.) geändert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 20  
Nein: 4 GR Christoph Magerl, GR Alfred Rum-

merstorfer, GR Martina Rummerstorfer, GR 
Johannes Layr 
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Enthaltung:   
Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 4. Änderung des Bebauungsplans WP1.1 (Wohnpark); Änderungsbeschluss 

 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden berichtet Vizebgm. Thomas Eder: 
Mit Beschluss des Gemeinderates vom 04.02.2020 ist das raumordnungsrechtliche Verfahren 
zur Änderung des Bebauungsplans WP 1 mit der Änderung WP 1.1 eingeleitet worden. 
Mit Verständigungen vom 09.03.2020 sind die Abteilung Örtliche Raumordnung des Amtes 
der Oö. Landesregierung sowie die betroffenen Anrainer von dieser geplanten Änderung in-
formiert worden. 
Es ist zu vermerken, dass gegen diese Änderung keine Einwendungen vorgebracht worden 
sind. Durch die Mitteilung der Raumordnungsabteilung, dass keine überörtlichen Interessen 
im besonderen Maße berührt werden, ist eine aufsichtsbehördliche Genehmigung der Bebau-
ungsplanänderung nicht erforderlich. In der Stellungnahme des Natur- und Landschaftsschut-
zes wird auf die Berücksichtigung einer auf die Umgebung abgestimmte Baugestaltung, ins-
besondere auf die Fassadengestaltung, hingewiesen. 
Die Angelegenheit ist in der Sitzung des Bauausschusses am 04.06.2020 behandelt worden 
und es wurde die Beschlussfassung dem Gemeinderat empfohlen.  
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der Bebauungsplan WP 1 im Bereich des Wohnparks wird mit der Änderung 1.1 des 
Ortsplaners DI Max Mandl geändert. 
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 5. Änderung des Bebauungsplans 6.8 (Schaufler); Änderungsbeschluss 

 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden berichtet Vizebgm. Thomas Eder: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 04.02.2020 beschlossen den Bebauungsplans Nr. 
6 mit der Änderung Nr. 6.8 zu ändern. 
Mit Schreiben vom 13.02.2020 sind die Abteilung Örtliche Raumordnung des Amtes der Oö. 
Landesregierung sowie die von der Änderung Betroffenen nachweislich verständigt und zur 
Stellungnahme eingeladen worden. 
 
An Stellungnahmen sind eingelangt: 
Die Abteilung Raumordnung weist in ihrer Stellungnahme vom 02.04.2020 darauf hin, dass 
überörtliche Interessen im besonderen Maße nicht betroffen sind und deshalb eine aufsichts-
behördliche Genehmigung der Änderung nicht erforderlich ist. 
In dieser Stellungnahme wird empfohlen, im Zuge der Verwertung des Planungsgebietes stra-
ßenseitig Schallschutzfenster für die Wohn- und Schlafräume zu berücksichtigen. Weiters wird 
gefordert, eine Grundlagenforschung hinsichtlich des Baubestandes und dessen 
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Konsensmäßigkeit durchzuführen und zu dokumentieren, inwieweit die Änderungen im öffent-
lichen Interesse stehen bzw. Interessen Dritter nicht verletzt werden. 
Grundlagenforschung hinsichtlich des Baubestandes: 
Auf dem Grundstück 57/6, KG Hagenberg, besteht eine Bebauung im Vorgartenbereich, wel-
che dem derzeit rechtsgültigen Bebauungsplan widerspricht. Da es sich jedoch um einen bau-
behördlich bewilligten Bestand handelt, eine Freihaltung der Grundstückräume zur Straße 
aber weiterhin verfolgt wird, wurde im künftigen Bebauungsplan die Regelung getroffen, dass 
im Falle der Realisierung einer neuen Hauptbebauung auf dem o.g. Grundstück diese Bau-
lichkeit abzutragen ist. 
Begründung eines öffentlichen Interesses: 
Durch den Verkauf der Liegenschaft auf dem Grundstück 57/7, KG Hagenberg, und der vor-
gesehenen Verwertung durch die neuen Grundeigentümer galt es für die Gemeinde in Hinblick 
auf das Alter des Stammplans aus dem Jahr 1994 eine neue - auch moderne Bauformen zu-
lassende – Bebauungsplanung vorzusehen. Aus diesem Grund hat sich der Gemeinderat ent-
schieden, einen Teil des Bebauungsplans Nr. 6 zu ändern. Aus städtebaulichen Gesichtspunk-
ten erscheint es sinnvoll, den Planungsraum entlang der Hauptstraße (Gemeindestraße!) zwi-
schen der Volksschule im Westen und der Wohnbebauung der VLW im Osten festzulegen. 
Von den Anrainern Mag. Jürgen und DI Dr. Mirjam Augstein, Hauptstraße 84, wurde mit Da-
tum vom 11.03.2020 eine Stellungnahme eingebracht, in welcher im Wesentlichen der in der 
Änderung vorgesehene Abbruch der in der Vorgartenzone auf dem Grundstück 57/6, KG Ha-
genberg, bestehenden Bebauung im Falle der Realisierung einer neuen Hauptbebauung be-
einsprucht wird. 
Dazu wird festgehalten: 
Bereits im dzt. rechtskräftigen BBP ist eine freizuhaltende „Vorgartenzone“ Richtung Haupt-
straße vorgesehen. Nachdem aber die Baulichkeiten auf der Parzelle 57/6 bewilligt wurden, 
sind diese natürlich rechtens und können somit auch bestehen bleiben, sowie auch saniert 
werden. Langfristig betrachtet, soll aber an der Zielsetzung einer freizuhaltenden Vorgarten-
zone festgehalten werden und sollte einmal das bestehende Hauptgebäude abgetragen und 
eine neue Hauptbebauung am Bauplatz realisiert werden, so wäre in diesem Fall diese Vor-
gartenzone frei zu halten. Es wird daher kein Widerspruch der geplanten BBP-Änd. zur beste-
henden Baubewilligung gesehen. 
 Nachdem die bestehende Baubewilligung grundsätzlich aufrecht bleibt, wird auch nicht in be-
stehende Rechte eingegriffen. Der Abbruch greift lediglich für den Fall der Realisierung einer 
neuen Hauptbebauung.  
  Die gewünschte Vorgartenzone entlang der Hauptstraße umfasst den gesamten Planungs-
raum. Eine Ausnahme für lediglich ein Grundstück erscheint Sicht unsachlich und daher nicht 
begründbar. 
Die Angelegenheit ist in der Sitzung des Bauausschusses behandelt worden und es wurde 
dem Gemeinderat die Beschlussfassung empfohlen. 
Die Fassung des Beschlusses zur Änderung des Bebauungsplans obliegt dem Gemeinderat. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der Bebauungsplan Nr. 6 Ortsbebauungsplan Teil I wird mit der Änderung Nr. 6.8 gemäß 
den Plänen des Ortsplaners DI Max Mandl geändert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
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 6. Änderung Bebauungsplan ST1.4 (Thumfart); Änderungsbeschluss 

 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden berichtet Vizebgm. Thomas Eder: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 10.12.2019 den Beschluss gefasst, den Bebau-
ungsplan ST1 (Bereich Stöcklgraben) mit der Änderung Nr. 4 zu ändern. 
Mit Schreiben vom 16.12.2019 sowie vom 03.01.2020 sind die Abteilung Örtliche Raumord-
nung des Amtes der Oö. Landesregierung sowie die betroffenen Nachbarn von der vorgese-
henen Änderung verständigt und zur Stellungnahme eingeladen worden. 
Die Raumordnungsabteilung hat in ihrer Stellungnahme vom 03.01.2020 festgestellt, dass 
durch die Planung überörtliche Interessen in besonderem Maße nicht berührt werden und so-
mit die Vorlage zur aufsichtsbehördlichen Genehmigung nicht erforderlich ist. 
 
Von folgenden von der Änderung betroffenen Grundeigentümern sind Stellungnahmen/Ein-
wendungen vorgebracht worden: 
 
Frau Manuela Wegerer  
hat mit Eingabe vom 29.01.2020 mitgeteilt, dass sie mit der unverbindlichen Teilungslinie auf 
ihrem Grundstück 169/3 nicht einverstanden sei, da diese „wahrscheinlich ca. 5 m nach unten 
(Süden) verschoben wird“ und dass sie – sollte es aufgrund einer anderen Teilungsgrenze 
abermals zu einer Bebauungsplanänderung kommen – nicht bereit sei, die Änderungskosten 
dafür zu übernehmen. Ihre Stellungnahme hat Frau Wegerer auch im Namen ihrer (derzeit 
noch unmündigen) Kinder abgegeben, sollten diese das Grundstück einmal bebauen wollen.  
 
Herr Michael Thumfart 
ersucht mit Eingabe vom 03.02.2020 um Einbeziehung des bestehenden Balkons in das neue 
Baufensters sowie um Beibehaltung des Grenzabstands zur westlichen und zur östlichen 
Grundstücksgrenze von 3,0 m auch im geänderten Bebauungsplan. 
 
Herr Wolfgang Buchmayr und Frau Mag. Maria Honeder vertreten durch die Rechtsanwalts-
kanzlei Metzler & Partner, Linz, 
haben mit Schreiben vom 05.02.2020 sehr umfassende Einwendungen gegen die geplante 
Bebauungsplanänderung eingebracht. In der Zwischenzeit wurde aber mit dem Nachbarn 
Herrn Thumfart das Einvernehmen hergestellt. 
 
In dem nun dem Gemeinderat zur Beschlussfassung vorliegenden Bebauungsplan sind die 
eingebrachten Einsprüche und Übereinkommen berücksichtigt worden und ist den Beteiligten 
nochmals Gelegenheit zur Stellungnahme eingeräumt worden. 
 
Für Herrn Wolfgang Buchmayr und Frau Mag. Maria Honeder wurde, vertreten durch die 
Rechtsanwaltskanzlei Metzler & Partner, Linz, mit Datum vom 15.06.2020 eine Klarstellung 
eingebracht, welche vom Bebauungsplan umfasst wird. Dieser ist nun beschlussfähig. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der Bebauungsplan ST1 wird mit der dem Gemeinderat vorliegenden Änderung Nr. 4 
(ST 1.4) des Ortsplaners DI Max Mandl geändert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
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 7. Änderung des Flächenwidmungsplan 5.51; TISP - Softwarepark; Einlei-

tungsbeschluss 
 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden berichtet Vizebgm. Thomas Eder: 
Im Zuge der Hotelwidmung im Bereich zwischen dem Kindergarten und der Stockhalle ist der 
Gemeinde seitens der Raumordnungsabteilung des Amtes der Oö. Landesregierung mit Stel-
lungnahme vom 02.04.2020 mitgeteilt worden, dass auf dem Grundstück 28/23 (STIWA-
Group, Fa. TISP) bereits eine Hotelwidmung besteht, welche noch nicht baulich genutzt ist. Es 
wird darauf hingewiesen, dass grundsätzlich auf eine sparsame Grundinanspruchnahme bei 
Nutzungen jeder Art zu achten und die Grundlagenforschung dahingehend zu vertiefen ist. 
Die Eigentümerin des Grundstücks hat der Gemeinde mit Nachricht vom 26.05.2020 mitgeteilt, 
dass sie die Hotelwidmung nicht mehr benötigen wird und einer Widmungsänderung auf ein 
Eingeschränktes Gemischtes Baugebiet (MB) mit einer Geschoßflächenzahl von – im Bereich 
Softwarepark üblichen – 1,2 zugestimmt wird. 
Die Angelegenheit ist in der Sitzung des Bauausschusses am 04.06.2020 beraten worden und 
es wurde dem Gemeinderat die Beschlussfassung empfohlen. Der vom Ortsplaner ausgear-
beitete Entwurf sowie die Grundlagenforschung und Interessensabwägung liegen dem Ge-
meinderat zur Fassung des Einleitungsbeschlusses für das raumordnungsrechtliche Verfah-
ren vor. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der Entwurf zur Änderung des Flächenwidmungsplans 5.51 wird beschlossen. Das 
raumordnungsrechtliche Verfahren ist einzuleiten. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 8. Änderung des Flächenwidmungsplans 5.44; Siedlungserweiterung Veich-

ter West 2; Änderungsbeschluss 
 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden berichtet Vizebgm. Thomas Eder: 
Der Gemeinderat hat in seiner Sitzung am 03.10.2019 den Beschluss zur Einleitung des raum-
ordnungsrechtlichen Verfahrens zur Änderung des Flächenwidmungsplans im Bereich der 
Wimberger-Gründe in Veichter gefasst. 
Bereits in einer vorangehenden Änderung des Flächenwidmungsplans (Nr. 5.43) wird der jet-
zige Planungsbereich von Grünland in ein Dorfgebiet gewidmet. Mit Ausnahme jener des Am-
tes der Oö. Landesregierung sind zu dieser Änderung (5.43) keine weiteren Stellungnahmen 
eingelangt. Die Widmung des Dorfgebiets ist jedoch derzeit noch nicht rechtskräftig.  
Mit Schreiben vom 29.04.2020 bzw. vom 12.05.2020 sind nun die Abteilung Örtliche Raum-
ordnung des Amtes der Oö. Landesregierung bzw. die von der Umwidmung betroffenen 
Grundeigentümer und direkten Anrainer von der vorgesehenen Änderung verständigt und zur 
Stellungnahme eingeladen worden. Die Frist zum Einlangen dieser Stellungnahmen ist bis 
zum 29.06.2020 bzw. bis zum 09.06.2020 gesetzt. 
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Das Amt der Oö. Landesregierung hat in seiner Stellungnahme vom 08.06.2020 mitgeteilt, 
dass, wenn die Änderung des Flächenwidmungsplan Nr. 5.43 aufsichtsbehördlich genehmigt 
wird und diese in Rechtskraft erwächst, eine Umwidmung von Dorfgebiet in Wohngebiet voll-
zogen werden würde und diese Umwidmung seitens der Abteilung Örtliche Raumordnung auf-
grund der Lage im Hauptort und der angrenzenden großen Kubaturen des Agrarbildungszent-
rums fachlich ohne Einwand zur Kenntnis genommen werden.  
In diesem Zusammenhang wird auf die Stellungnahme zur Erstellung des Bebauungsplan VE 
2 hingewiesen, wonach die Berücksichtigung eines verdichteten Flachbaus (Doppel-, und/oder 
Reihenhäuser) im Dorfgebiet nicht möglich erscheint. Es wird deshalb vorgeschlagen, entwe-
der im Bebauungsplan eine offene Bauweise zu definieren oder im Flächenwidmungsplan die 
Widmungskategorie entsprechend (in Wohngebiet) zu ändern. 
Hierzu wir amtlicherseits festgestellt, dass die Änderung 5.43 mit Datum vom 09.06.2020 auf-
sichtsbehördlich genehmigt worden ist und die entsprechende Kundmachung als Verordnung 
seit dem 15.06.2020 an der Amtstafel öffentlich aushängt. Eine Rechtskraft ist mit Ablauf von 
14 Tagen, das ist der 30.06.2020 gegeben. 
Entsprechend dem Vorschlag der Abteilung Örtliche Raumordnung wird der Flächenwid-
mungsplan 5.44 für die teilweise Aufnahme einer gekuppelten Bauweise geändert.  
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der Flächenwidmungsplan wird mit der Änderung 5.44 mit der Bezeichnung „Siedlungs-
erweiterung Veichter-West 2“ sowie das örtliche Entwicklungskonzept mit der Nr. 2.18 
geändert. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 9. Herstellung der Infrastruktur Projekt Wimberger; Auftragsvergaben 

 
Auf Ersuchen des Vorsitzenden berichtet Vizebgm. Thomas Eder: 
Die Gemeinde hat mit der Fa. Wimberger am 4.2.2020 einen Baulandsicherungsvertrag hin-
sichtlich der baulichen Nutzung der so genannten Schiessergründe abgeschlossen. In diesem 
Vertrag ist unter anderem auch geregelt, dass die Gemeinde für die Herstellung der Infrastruk-
tur verantwortlich zeichnet. Um eine möglichst frühzeitige Nutzung des Baulandes zu ermög-
lichen, hat sich die Gemeinde verpflichtet, die Aufschließung mittels Wasserleitung, Ka-
naltrennsystem und Straße auf ihre Kosten herzustellen, wobei die 1. Bauetappe bis voraus-
sichtlich 30.10.2020 und die 2. Bauetappe bis 30.4.2021 hergestellt sein sollte. Die Herstellung 
der Infrastruktur wurde bereits vor Abschluss der noch laufenden Raumordnungsverfahren 
beschränkt auf 10 Firmen ausgeschrieben und diese zur Anbotlegung eingeladen. Gleichzeitig 
erfolgte auch eine beschränkte Ausschreibung an 3 Firmen betreffend die Dichtheitsprüfung 
der neuen Kanäle. Die Angebotsöffnung für die ausgeschriebenen Baumeisterarbeiten und 
Dichtheitsprüfungen haben am 10.6.2020 stattgefunden. Für die Baumeisterarbeiten wurde 
als vorläufiger Bestbieter die Fa. A. Zaussinger, Wartberg, mit einem Angebotspreis von € 
754.500,00 exkl. USt. ermittelt. Das teuerste Angebot liegt vergleichsweise bei € 914.870,05 
exkl. USt. Für die Durchführung der Dichtheitsprüfung hat die Fa. WDL GmbH, Linz, mit einem 
Angebotspreis von € 9.103,75 exkl. USt., vorbehaltlich einer Angebotsprüfung durch das ZT-
Büro Dr. Flögl, abgegeben. Das teuerste Angebot liegt bei € 15.225,56 exkl. USt. Die einge-
reichten Angebote werden nun noch durch das ZT-Büro überprüft und ein entsprechender 



Gemeinderat 23.06.2020  Seite 11 von 20 

 

Vergabevorschlag erstellt. Für eine Auftragsvergabe bedarf es aus förderungstechnischen 
Gründen auch noch einer Vergabezustimmung des Landes.  
 
Bgm. David Bergsmann: 
Die Fraktionsobleute wurden informiert, dass es bei diesem Projekt eine Kostenüberschreitung 
von ca. € 100.000,00 gibt. In einem heutigen Gespräch mit dem Büro Flögl wurde erklärt, wie 
diese Überschreitung zustande gekommen ist. In der nächsten Bauausschusssitzung soll dies 
im Detail dargelegt und besprochen werden um die Kostentransparenz zu wahren. € 
100.000,00 sind eine enorme Überschreitung, jedoch erhält die Gemeinde Förderungen etc. 
womit dies wieder etwas ausgeglichen wird.  
Von der Fa. Flögl wurde im letzten Jahr eine Grobkostenschätzung gemacht und diese beruht 
auf der Preislage von August/September 2019. Vor der Ausschreibung im April hatte die Fa. 
Flögl die Preise neu zu bewerten. Das Ergebnis war eine Kostensteigerung von € 40.000,00. 
Diese wurde seitens des Landes abgesegnet, dann fand die Ausschreibung statt und es stellte 
sich heraus, dass die Firma Zaussinger als Bestbieter aufgrund der der Indexanpassung um 
€ 14.000,00 teurer wurde. Noch dazu stellte sich aufgrund der Projektausgestaltung heraus, 
dass die Kanallängen länger sind als ursprünglich angenommen, was Mehrkosten in Höhe von 
€ 18.000,00 verursacht. Beim Pumpwerk ging man von € 30.000,00 aus, jedoch werden die 
Kosten auch hier um € 18.000,00 höher da eine Druckleitung in den Auffangbehälter notwen-
dig ist. Die Druckprüfung selber kostet € 9.000,00. D.h. alleine beim Kanal gibt es eine Preis-
steigerung von € 70.000,00. Beim Wasser sind es € 4.000,00 weniger zur Preiskalkulation zum 
Vorjahr. Bei der Straße liegen die Kosten ebenfalls um € 24.000,00 über dem geschätzten 
Preis. In Summe sind dies ca. € 105.000,00. Einnahmen sind zu erwarten aus den Ergän-
zungsgebühren und an die Fa. Wimberger wird bei der Erstellung der Infrastruktur nächstes 
Jahr eine Indexanpassung vorgenommen. € 90.000,00 werden aus diesem Topf wieder zu-
rückfließen. Im Endeffekt wird bei diesem Projekt ein kleiner Abgang übrigbleiben. Die Arbeiten 
des Büro Flögl haben bisher immer gepasst. Die Aufträge sollen trotzdem heute beschlossen 
werden, da das Projekt kostenmäßig nicht weniger wird und damit einem Start nichts im Wege 
steht.  
 
GV Gabriela Küng: 
Am 19.06. wurde eine Anfrage gestellt, dass unbedingt Details zu diesem TOP benötigt wer-
den. Im AV waren lediglich diese beiden Summen angeführt. Da auch im Bauausschuss dar-
über nicht beraten wurde und nicht nachvollziehbar war, wie sich die einzelnen Posten zusam-
mensetzen sind folgende Fragen enorm wichtig: was war komplett ausgeschrieben – die kom-
plette Infrastruktur oder nur Teile davon, welche Bauetappen und decken sich diese Beiträge 
mit der Infrastruktur. Es wäre wichtig, all das wie vorhin vom Bürgermeister angekündigt, in 
der nächsten Bauausschusssitzung im Detail aufzuarbeiten.  
 
GR Alfred Svitil 
hat auch die Erfahrung, dass die Schätzungen des Büro Flögl normalerweise weitgehend stim-
men. Beim Pumpwerk kann man von einer guten Schätzung jedoch nicht mehr reden, da es 
sich um eine Erhöhung von fast dem doppelten Schätzpreis handelt. Das Projekt soll jetzt nicht 
zu Fall gebracht werden, jedoch ist es wichtig Lehren daraus zu ziehen und man sollte in 
Zukunft bei Infrastrukturprojekte vorsichtiger sein, wenn man sich mit dem Vertragspartner, in 
diesem Fall die Fa. Wimberger, auf ganz konkrete Zahlen einlässt und wir jedoch nur Zahlen 
einer groben Schätzung vorliegen haben. Wenn sich eine Indexsteigerung wie vorhin vom 
Bürgermeister angesprochen anbietet, sollte diese auf jeden Fall ausgeschöpft werden.  
 
 
GV Rudolf Zuschrader 
ist auf jeden Fall dafür diese zwei Positionen zu vergeben, jedoch kann er sich nicht damit 
anfreunden, wenn unser Ziviltechniker, der bis jetzt sehr seriös gearbeitet hat zwischen 7 % 
und 8 % daneben liegt, dies einfach so hinzunehmen. Bei einer so enormen Erhöhung der 
Kosten von € 100.000,00 sollte seitens des Büros Flögl dies detailliert erläutern, schließlich 
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erhält das Büro € 89.000,00 für die Planungsarbeiten. Es ist nicht akzeptabel, dass dies alleine 
auf Kosten der Gemeinde geht, hier müssen Verhandlungen geführt werden.  
 
Vizebgm. Thomas Eder: 
Wir müssen die Vertragserfüllung gegenüber der Fa. Wimberger einhalten und die Infrastruktur 
herstellen. Es hat sich in der Vergangenheit bewährt, sich eines Ziviltechnikers zu bedienen. 
Das Büro Flögl hat versucht eine seriöse Kostenannahme zu treffen. Natürlich muss die Kos-
tenwahrheit weiterverfolgt werden und diese wird in den nächsten Bauausschusssitzungen 
aufgearbeitet. Für die Baumeisterangebote liegen Bestbieterangebote vor und es gibt eine 
seriöse Reihung dieser.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Vorbehaltlich eines entsprechenden Vergabevorschlages durch das ZT-Büro FHCE Dr. 
Flögl, Linz, und der Vergabezustimmung des Amtes der OÖ Landesregierung werden 
folgende Aufträge vergeben: 
                  Auftragssumme (exkl. 
USt.) 
Baumeisterarbeiten     Fa. A. Zaussinger GmbH, Wartberg  €  754.500,00 
Dichtheitsprüfung       Fa. WDL GmbH, Linz €     9.103,75 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 10. Neubau eines Musikheimes; Festlegung des 2. Finanzierungsplans 

 
Der Vorsitzende berichtet: 
Mit Datum vom 14.10.2020 wurde beim Amt der Oö. Landesregierung für den geplanten Bau 
eines Musikheimes ein Antrag auf Gewährung von Bedarfszuweisungsmittel im Jahr 2020 ein-
gebracht. Bedauerlicherweise wurde aufgrund einer Fehlauskunft bzw. Fehlinterpretation in 
unserm BZ-Antrag vom 14.10.2019 davon ausgegangen, dass beim Bau des Musikheimes ein 
Vorsteuerabzug möglich sein wird. Demgemäß wurden die Kosten des Projektes mit € 
816.600,- netto angesetzt und der Finanzierung zugrunde gelegt. Nun liegt vom Steuerbera-
tungsbüro Leitner&Leitner ein Gutachten vor, wonach ein Vorsteuerabzug grundsätzlich nicht 
möglich ist – insbesondere deswegen, weil es sich beim Musikverein um einen gemeinnützi-
gen Verein ohne eigener Vorsteuerabzugsberechtigung handelt. Aufgrund dieses Umstandes 
erhöht sich nun die im Rahmen des Kostendämpfungsverfahrens genehmigte Bausumme um 
die Umsatzsteuer auf € 980.000,-. Das Gutachten des Steuerberatungsbüros Leitner&Leitner 
wurde dem Amt der Oö. Landesregierung samt einem neuen BZ-Antrag am 4.3.2020 übermit-
telt und ersucht, bei der Projektfinanzierung die Bruttosumme von € 980.000,- zugrunde zu 
legen. Bereits am 9.3.2020 wurde der Gemeinde eine positive Erledigung übermittelt, die fol-
gende Finanzierungsdarstellung enthält: 
 
 

Bezeichnung der 
Finanzierungsmit-
tel 

2019 2020 2021 2022 Gesamt in 
Euro 

Rücklagen 53.800 260.000 38.800  352.600 
Bankdarlehen  100.000 155.000  255.000 
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BZ-Projektfonds  110.300 131.050 131.050 372.400 
Summe in Euro 53.800 470.300 324.850 131.050 980.000 

 
Anstatt einer Bedarfszuweisung von € 310.000,- ergibt sich aufgrund des Förderungsprozent-
satzes von 38 % nun eine solche in Höhe von € 372.400,-. Für die Gemeinde bedeutet dies 
ebenfalls einen erhöhten Eigenmittelanteil statt bisher € 251.300,- nunmehr € 352.600,-. Die 
auf die Gemeinde entfallenden Mehrkosten betragen € 101.300,-.  
 
Anlässlich der letzten Sitzung des Gemeinderates am 23.4.2020 wurde der Finanzierungsplan 
mit dem Vorbehalt beschlossen, dass eine Neubewertung der Finanzierungslage im Zusam-
menhang mit Auswirkungen von Corona/Covid-19 erfolgt. Diese Neubewertung wurde vorge-
nommen und in einer vor der GV-Sitzung am 15.6.2020 stattfindenden Besprechung dem Ge-
meindevorstand vorgestellt. Aufgrund dieser Bewertung kann festgestellt werden, dass die 
Aufbringung der für das Vorhaben erforderlichen Eigenleistungen gesichert ist.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der im Entwurf vorliegende und dem Gemeinderate zur Kenntnis gebrachte 2. Finanzie-
rungsplan mit einer Einnahmen- und Ausgabensumme von € 980.000,- wird genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 11. Neubau eines Musikheims; Auftragsvergaben 

 
Der Vorsitzende berichtet: 
Der Neubau des Musikheims wird immer konkreter. Um mit den Bauarbeiten im Sommer d. J. 
starten zu können, sind die entsprechenden Bauaufträge zu vergeben. Vom Architekturbüro 
Schneider & Lengauer wurden die Ausschreibungen für die einzelnen Gewerke vorgenommen 
und es liegen die entsprechenden Angebote vor. Vom Architekturbüro werden folgende Auf-
tragsvergaben vorgeschlagen: 
 
                 Auftragssumme inkl. USt.  
Zehetmayr Raumakustik GmbH, Kefermarkt Akustikplanung   €   2.370,00 
Anton Luger GmbH, Alberndorf WDVS-Arbeiten   € 65.960,88 
HB Fliesen, Mauthausen Fliesenlegearbeiten  € 17.491,97 
Strabag, Linz Außenanlage   € 58.603,80 
Der freundliche Maler, Linz Malerarbeiten   €   7.828,85 
Holz Stadler, Kirchschlag Parkettlegearbeiten  € 11.800,03 
Martin Hofreiter GmbH Trockenbauarbeiten  € 33.274,67 
Glas Spielberger, Freistadt Glaserarbeiten   €   8.053,06 
Wippro GmbH, Vorderweißenbach Mobile Trennwände  € 23.472,60 
Metallbau Oyrer, Gallneukirchen Portalbauarbeiten  € 66.365,46 
Breuer GmbH, Vorderweißenbach Dachdecker- & Spenglerarb. € 64.565,47 
Wolfinger Holzbau, Tragwein Zimmererarbeiten  € 21.652,75 
Krenn Erdbau, Schenkenfelden Abbrucharbeiten   € 47.760,00 
B. Kern BaugesmbH, Unterweißenbach Baumeisterarbeiten           € 264.000,00 
Elektro Pachner GmbH, Freistadt Elektroinstallationen  € 66.247,18 
Ing. Steininger, Pregarten Sanitärinstallationen  € 58.054,32 
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Fa. Manzenreiter Bauconsulting, Freistadt  Baustellenkoordinator  €   1.440,00  
 
GR Alfred Svitil: 
Nach Nachfrage beim Amtsleiter hieß es, dass wir um € 21.000,00 unter den Planungskosten 
liegen. Mit heutigem Datum kam noch die Antwort des Architekten nachgereicht, der klarstellte, 
dass es nur unter Berücksichtigung aller Reserven € 21.000,00 sind. D.h. wir sind mit diesen 
geplanten Ausgaben schon über den Plansummen hinweg und es ist nicht akzeptabel, wenn 
es heißt, es ist alles im Plan, da das nicht stimmt und die geplanten Reserven bereits aufge-
braucht sind. Er ist stark verunsichert über die Planung, Übersicht und Umfang der Aufträge 
der Kosten. 
 
Bgm. David Bergsmann: 
Wie auch bei vorangegangen Projekten ist der Architekt dazu da, dass dieser die Kosten im 
Überblick behält und den Kostenrahmen einhält und auch bei diesem Projekt wird man sich 
darauf verlassen.  
 
AL Franz Leitner: 
Beim Kindergartenbau war es nicht anders, denn auch dort hat man die Skontoabzüge aus-
genutzt. Spielraum besteht dort, wo es Möglichkeiten gibt Eigenleistungen zu erbringen. Die 
Architekten Schneider & Lengauer sind bekannt dafür, dass sie ihre Kosten in Griff haben.  
 
GV Thomas Natschläger 
ist auch guter Dinge, dass die Kosteneingaben die vom Land vorgegeben wurden seitens des 
Architekturbüro eingehalten werden. Zu begrüßen ist die gewählte Vorgehensweise mit der 
Evaluierung der Finanzierbarkeit dieses Projektes und wir dieses Thema auf die heutige Sit-
zung verschoben haben. Wie bei der Budgetsitzung erläutert, werden wir einen Null-Haushalt 
haben wobei angemerkt werden muss, dass eine entsprechende Aufstockung eines möglichen 
Projektbudgets vorgesehen ist um weitere Projekte durchführen zu können. Diesen Auftrags-
vergaben spricht nichts dagegen. Aufgrund der schwierigen wirtschaftlichen Lage ist es mit 
diesem Projekt möglich, vielen regionalen Betrieben zu helfen.  
 
GV Gabriela Küng: 
In der BA-Sitzung im März wurde lediglich die Auftragsvergabe über die Akustikplanung bera-
ten und selbst hier war der ursprüngliche Betrag niedriger als dieser auf dem Beschlussvor-
schlag. Auch für diesen Tagesordnungspunkt gab es eine Anfrage beim Amtsleiter und haben 
ersucht, detaillierte Infos weiterzuleiten: stimmen die angeführten Kosten mit der Planung 
überein? Vor allem eine Gegenüberstellung von Planung und tatsächlichen Kosten. Als Ant-
wort war, dass wir im positiven Bereich sind. Heute kam vom Architekten dankenswerterweise 
die detaillierte Erklärung, dass die Auftragsvergaben eigentlich höher sind aber diese Reserve 
von 5% zur Verfügung steht und damit sind wir noch im Plus. Dies ist eigentlich eine zweite 
deutliche Bestätigung heute, dass es wichtig ist, detaillierte Informationen an den Gemeinderat 
weiterzuleiten um unsere Entscheidungen verantwortungsvoll treffen zu können. Es wird drin-
gend ersucht, Informationen vorab transparent zur Verfügung zu stellen und vor allem spätes-
tens dann, wenn darum nachgefragt wird.  
 
Vizebgm. Thomas Eder 
hat gerade festgestellt, dass der Wahlkampf eröffnet ist. Durch den damaligen Grundsatzbe-
schluss, ein Musikheim zu errichten, haben wir uns ganz klar dazu bekannt. Wir sind ganz kurz 
davor, dieses auch zu errichten und haben uns dazu professionelle Unterstützung durch das 
Architekturbüro Lengauer & Schneider geholt, die uns bereits mehrfach betreut haben. Wir 
halten das auch weiterhin so, dass wir der Arbeit des Architekturbüros vertrauen, das die An-
gebote prüft und uns die Bestbieterangebote weiterreicht. Im Bauausschuss werden wir mit 
Sicherheit nicht jedes einzelne Angebot prüfen. Skontoabzüge hat man nicht in Reserve, son-
dern werden als Nachlass auf ein Angebot gewährt und spiegeln sich sehr wohl in der Ge-
samtsumme wieder.  
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GV Rudolf Zuschrader: 
Covid 19 beschert manchen Firmen schlimme Situationen. Ganz wichtig ist, dass hier Aufträge 
an 17 Firmen vergeben werden und somit auch Arbeitsplätze in der Region gesichert werden.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Zum Neubau des Musikheims werden folgende Aufträge vergeben: 
 
            Auftragssumme inkl. USt.  
Zehetmayr Raumakustik GmbH, Kefermarkt Akustikplanung   €   2.370,00 
Anton Luger GmbH, Alberndorf WDVS-Arbeiten   € 65.960,88 
HB Fliesen, Mauthausen Fliesenlegearbeiten  € 17.491,97 
Strabag, Linz Außenanlage   € 58.603,80 
Der freundliche Maler, Linz Malerarbeiten   €   7.828,85 
Holz Stadler, Kirchschlag Parkettlegearbeiten  € 11.800,03 
Martin Hofreiter GmbH Trockenbauarbeiten  € 33.274,67 
Glas Spielberger, Freistadt Glaserarbeiten   €   8.053,06 
Wippro GmbH, Vorderweißenbach Mobile Trennwände  € 23.472,60 
Metallbau Oyrer, Gallneukirchen Portalbauarbeiten  € 66.365,46 
Breuer GmbH, Vorderweißenbach Dachdecker- & Spenglerarb. € 64.565,47 
Wolfinger Holzbau, Tragwein Zimmererarbeiten  € 21.652,75 
Krenn Erdbau, Schenkenfelden Abbrucharbeiten  € 47.760,00 
B. Kern BaugesmbH, Unterweißenbach Baumeisterarbeiten                 € 264.000,00 
Elektro Pachner, Freistadt Elektroinstallationen  € 66.247,18 
Ing. Steininger, Pregarten Sanitärinstallationen  € 58.054,32 
Fa. Manzenreiter Bauconsulting, Freistadt  Baustellenkoordinator  €   1.440,00  
 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 12. Genehmigung des Pachtvertrages mit dem Musikverein betreffend die 

Verpachtung des Musikheimes 
 
Der Vorsitzende berichtet:  
Der Neubau des Musikheimes steht unmittelbar vor dem definitiven Baubeginn. Um zwischen 
dem Musikverein und der Gemeinde ein Rechtsverhältnis für die Überlassung des Musikhei-
mes zu schaffen, wurde vom Amtsleiter ein entsprechender Pachtvertrag vorbereitet. Der Ent-
wurf des Pachtvertrages wurde dem Musikverein zur Kenntnis gebracht und in der vorliegen-
den Form vollinhaltlich zugestimmt. Der Pachtvertrag geht davon aus, dass das Pachtverhält-
nis nach Fertigstellung des Pachtgegenstandes, jedenfalls ab 1.8.2021, auf unbestimmte Zeit 
eingegangen wird, wobei auf die Dauer von 20 Jahren ein beiderseitiger Kündigungsverzicht 
vorgesehen ist. Um für beide Seiten Rechtssicherheit über die Pachtung bzw. Verpachtung 
des Musikheimes zu schaffen, ist der Beschluss des Pachtvertrages noch vor Baubeginn zu 
fassen. Als jährlicher Pachtzins ist ein Betrag von € 500,00 zzgl. 20 % USt. vorgesehen. Die 
anfallenden Betriebskosten werden je nach Verbrauch an den Pächter weiterverrechnet. Dar-
über hinaus verpflichtet sich der Musikverein in Punkt V. jährlich 1 Veranstaltung der Ge-
meinde musikalisch zu umrahmen. Im Übrigen beinhaltet der Vertrag die sonst üblichen Be-
dingungen hinsichtlich Wartung und Instandhaltung, Informationspflichten, 
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Anrainerverpflichtungen, Verbot der Weiterverpachtung udgl. Der Pachtvertrag wurde in der 
Sitzung des Kulturausschusses am 8.6.2020 vorberaten.  
 
GR Barbara Merten 
weist darauf hin, dass in der Sitzung des Kulturausschusses vereinbart wurde, dass unter 
Punkt VII auf Seite 4 des Pachtvertrages das Wort „nicht“ ergänzt wir folgt ergänzt wird: Bei 
der Nutzung des Pachtgegenstandes ist darauf Rücksicht zu nehmen, dass die Nachbarschaft 
nicht in ungebührlicher Weise gestört und der Betrieb des im Bestandsobjekt integrierten Ge-
meindebauhofs nicht beeinträchtigt wird.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der im Entwurf vorliegende Pachtvertrag und dem Gemeinderat vollinhaltlich zur Kennt-
nis gebrachte Pachtvertrag wird genehmigt. Der Satz unter Punkt VII wird wie folgt er-
gänzt: Bei der Nutzung des Pachtgegenstandes ist darauf Rücksicht zu nehmen, dass 
die Nachbarschaft nicht in ungebührlicher Weise gestört und der Betrieb des im Be-
standsobjekt integrierten Gemeindebauhofs nicht beeinträchtigt wird. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 13. Wasserleitung Schmidsberg BA07, Notversorgung 2018; Annahme des 

Förderungsvertrages 
 
Der Vorsitzende berichtet: 
Aufgrund einer extremen Trockenheit musste die Gemeinde im Jahr 2018 vom Hochbehälter 
Kulm bis zum Hochbehälter Schmidsberg eine Druckleitung mit einer Drucksteigerungsanlage 
errichten um jene Objekte mit Wasser versorgen zu können, die aus dem Hochbehälter 
Schmidsberg mit Trinkwasser beliefert werden. Für diese Maßnahme wurde bei der Kommu-
nalkredit GmbH (KPC), Wien, um eine Förderung angesucht. Die förderbaren Investitionskos-
ten belaufen sich auf € 20.000,--. Dazu erhält die Gemeinde einen 10%igen Investitionszu-
schuss in Höhe von € 2.000,--. Bezüglich dieser Förderung ist mit der KPC ein entsprechender 
Förderungsvertrag abzuschließen und die Annahme des Vertrages durch eine entsprechende 
Annahmeerklärung zu bestätigen. Der Förderungsvertrag enthält im wesentlichen Feststellun-
gen hinsichtlich des förderbaren Projektes, das Ausmaß der Förderung und detaillierte Aus-
zahlungsbedingungen.  
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der vorliegende und dem Gemeinderat zur Kenntnis gebrachte Förderungsvertrag wird 
genehmigt und es erklärt der Gemeinderat die vorbehaltslose Annahme des Förde-
rungsvertrages vom 8.5.2020 (Antragsnummer B805697). 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  
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Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 14. Vermietung Gemeindezentrum; Änderung der Mietbedingen bzgl. Cate-

ring 
 
Der Vorsitzende berichtet: 
In den Mietbedingungen für die Benützung des Gemeindezentrums in Hagenberg ist unter 
Punkt 7. folgendes festgehalten: 
„Bei Veranstaltungen mit gastronomischer Versorgung darf die Bewirtung nur durch bzw. im 
Einvernehmen mit einem in der Gemeinde Hagenberg i.M. ansässigen Gastronomiebetrieb 
bzw. landwirtschaftlichen Anbieter erfolgen. Der Gastronomiebetrieb (landw. Betrieb) hat dies 
der Vermieterin durch Mitunterfertigung dieser Mietbedingungen zu bestätigen.“ 
In letzter Zeit ist aufgrund des immer geringer werdenden Angebotes an Gastronomiebetrie-
ben in der Gemeinde die Zahl der Vermietungen für Hochzeitsfeiern stark zurückgegangen. 
Gleichzeitig wurde von möglichen Mietern oft der Wunsch geäußert, die Bewirtung durch einen 
auswärtigen Gastronomiebetrieb zu ermöglichen. In der Sitzung des Ausschusses für Jugend, 
Kultur, Sport, Bildung und Gesundheit am Montag, den 8. Juni 2020 wurde nach eingehender 
Beratung beschlossen, dem Gemeinderat die Lockerung dieser Bestimmung zu empfehlen, 
und für Vermietungen des Eiskellers einen Gastronomiebetrieb aus der RUF Region und für 
Vermietungen des Festsaales einen Gastronomiebetrieb ohne regionale Einschränkung zuzu-
lassen. Die Mitglieder des Ausschusses haben sich einstimmig für diese Vorgehensweise aus-
gesprochen.  
Weiters soll in die Tarifordnung eine Kaution für den Festsaal in der Höhe von € 300,00 auf-
genommen werden. Diese dient zur Deckung evtl. Schäden bzw. zusätzlicher Reinigungsleis-
tungen bzw. Auf- und Abbauleistungen. 
 
GR Wolfgang Umgeher 
regt an, um den Festsaal attraktiver zu machen, eine neue Bestuhlung anzuschaffen. Die vor-
handenen Sessel sind für Feierlichkeiten nicht festlich genug.  
 
GR Alfred Svitil: 
Warum gibt es diese Bedingung überhaupt? 
 
GV Kathrin Kühtreiber-Leitner: 
Derzeit gibt es leider zu wenig Wirte in Hagenberg. Die Regelung wurde damals geschaffen 
um die Gastronomie im Ort zu stärken. Sobald wir wieder mehr Wirte in Hagenberg haben, 
sollte diese Regelung auf jeden Fall überdacht werden.  
 
Bgm. David Bergsmann: 
Spätestens in 2 Jahren werden wir diese Regelung neu evaluieren. Das Ambiente in Hagen-
berg ist optimal für Hochzeiten und es ist schade, dass derzeit so wenige Hochzeitsfeiern 
stattfinden. Zusätzlich wird von Herrn Markus Neuburger ein Folder entworfen um Werbung 
zu machen. 
 
GR Wolfgang Oyrer-Santner: 
Möchte das Amt ansprechen, da im letzten Jahr nur 3 Hochzeiten waren, sollten Außentrau-
ungen und Nachmittagstrauungen abgehalten werden.  
 
Die Schriftführerin 
weist darauf hin, dass jedes Jahr in Hagenberg ca. 30 standesamtliche Trauungen abgehalten 
werden und Hagenberg somit nach Freistadt im Bezirk die meisten Trauungen hat.  
 
AL Gerda Brettbacher: 
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Hagenberg verfügt über ein tolles Team von Standesbeamten. Die standesamtliche Arbeit hat 
sich in den letzten Jahren immer mehr verkompliziert. Zu den Themen die im Kulturausschuss 
besprochen wurden, fand heute eine Besprechung statt. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Der Anhang für die Mietbedingungen für die Benützung des Gemeindezentrums in Ha-
genberg i.M. wird unter Punkt 7. wie folgt geändert: 
Bei Veranstaltungen mit gastronomischer Versorgung darf die Bewirtung im Festsaal 
durch bzw. im Einvernehmen mit jedem Gastronomiebetrieb bzw. landwirtschaftlichen 
Anbieter erfolgen. Die Bewirtung im Eiskeller ist auf einen Gastronomiebetrieb bzw. 
landwirtschaftlichen Anbieter der Region RUF beschränkt.  Der Gastronomiebetrieb 
(landw. Betrieb) hat dies der Vermieterin durch Mitunterfertigung dieser Mietbedingun-
gen zu bestätigen. 
In der gültige Tarifordnung wird der Punkt „Kaution“ auch auf die Nutzung des Festsaa-
les in derselben Höhe wie im Eiskeller festgelegt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 15. SPÖ-Fraktion; Nachwahlen in Organe außerhalb der Gemeinde 

 
Der Vorsitzende berichtet: 
Herr Gerhard Reisinger hat mit Schreiben vom 3.3.2020 sein Mandat als Mitglied des Gemein-
derates und als Ersatzmitglied des Gemeinderates verzichtet.  
 
Heute soll die Nachbesetzung für die Generalversammlung des Vereines „Mühlviertler Kern-
land“ erfolgen. Für die Nachbesetzung liegt ein gültiger schriftlicher Wahlvorschlag vor: 
 
Frau GR Martina Rummerstorfer 
 
Der vorliegende Wahlvorschlag ist von 4 Fraktionsmitgliedern unterzeichnet und erfüllt damit 
die formellen Voraussetzungen des § 29 OÖ GemO. Die Nachwahl ist eine Fraktionswahl. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Die Abstimmung über die Nachbesetzung für die Generalversammlung des Vereins 
„Mühlviertler Kernland“ wird per Akklamation durchgeführt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 23  
Nein: 0  
Abwesend: 1 GV Umgeher Birgit 

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
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Der Antrag des Fraktionsvorsitzenden, den Wahlvorlag bzgl. Nachbesetzung in der Ge-
neralversammlung des Vereins „Mühlviertler Kernland“ zuzustimmen und Fr. Martina 
Rummerstorfer als Mitglied zu wählen, wir von der SPÖ Fraktion angenommen. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 3  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 16. Mag. Jürgen Ipsmiller; Freilassungserklärung für Verzicht auf Vorkaufs-

recht 
 
Der Vorsitzende berichtet: 
Auf dem Grundstück 1854/1 KG Hagenberg besteht ein Vorkaufsrecht zugunsten der Ge-
meinde Hagenberg. Dieses stammt aus der damaligen Baulandsicherung Anzinger/Haslhofer, 
welches jedoch mittlerweile abgeschlossen ist. Hr. Ipsmiller gibt nun mit Schreiben vom 
15.5.2020 bekannt, eine Teilfläche dieses Grundstückes, welches sich östlich von seinem 
Grundstück 1854/3 befindet, käuflich erwerben zu wollen. (s. beiliegenden Teilungsplan) Um 
dieses Vorhaben lastenfrei durchführen zu können, bedarf es der grundbücherlichen Änderung 
mittels Freilassungserklärung der Gemeinde. Eine weitere Verwertung durch die Gemeinde ist 
nicht geplant. Andere öffentliche Interessen liegen nicht vor. 
Es wird daher ersucht, dass der Gemeinderat die entsprechende Freilassung (und Löschung 
des grundbücherlich eingetragenen Vorkaufsrecht zugunsten der Gemeinde) beschließt. 
 
Der Vorsitzende stellt den Antrag, der Gemeinderat wolle beschließen: 
 
Die Löschung des Vorkaufsrechtes zugunsten der Gemeinde Hagenberg auf dem 
Grundstück 1854/1, KG Hagenberg, wird genehmigt. 
 
Abstimmungsergebnis: 
 

Ja: 24  
Nein: 0  
Enthaltung: 0  

Die Abstimmung erfolgt mit einem Handzeichen. 
 
 
 
 
 17. Allfälliges 

 
GR Wolfgang Umgeher: 
Die Ausfahrt beim Unimarkt war bereits mehrmals Thema. Da dort das Ausfahren teilweise 
gefährlich ist, stellt sich die Frage, warum dort kein Spiegel aufgestellt wird.  
Wer ist zuständig dafür, dass die Hauswiese gemäht wird? 
 
Bgm. David Bergsmann: 
Das Gras auf der Hauswiese wurde wegen der Bienen noch nicht gemäht. Solange die Eigen-
tümer dies zulassen, wird die Hauswiese von der Gemeinde gepflegt.  
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Ein Verkehrsspiegel beim Unimarkt wird überprüft.  
 
 
GR Sandra Zeitlhofer: 
Die für letzten Samstag geplante Kräuterwanderung wurde aufgrund des schlechten Wetters 
abgesagt. Die Wanderung wurde auf diesen Samstag verschoben. 
 
 
GV Gabriela Küng: 
Wir sind Klimabündnisgemeinde und bevor die Coronazeit begann, hat der Sozialausschuss 
beraten, ein Service der Klimabündnisstelle in Linz in Anspruch zu nehmen. Diese bieten für 
Gemeinden einen Energiecheck für Gebäude und Einrichtungen an. Wir bereiten diesen für 
die Räumlichkeiten des Kindergartens, der Krabbelstube und der Volksschule mit Unterstüt-
zung des Amtes für September vor. Begutachtet werden Beheizung, Beleuchtung usw..  
Der Mittagstisch wurde aufgrund der Maßnahmen für Covid19 mit März zum letzten Mal durch-
geführt. Bis dahin gab es 20 gemeinsame Mittagessen jeweils jeden ersten Freitag im Monat 
in einem Hagenberger Gasthaus. Aufgrund der Lockerungen der Vorschriften für Covid19 
kann dieser Mittagstisch wieder durchgeführt werden und findet am 03. Juli beim Gasthaus 
Lamplmair statt. Eine Weiterführung findet dann im September statt und damit wird älteren 
Menschen wieder ein Zusammenkommen ermöglicht und andererseits wird die Gastronomie 
aktiviert.  
 
 
GV Alfred Rummerstorfer 
möchte den Wunsch deponieren, dass bei künftigen Sitzungen darauf geachtet wird, die gan-
zen Amtsvorträge und Zusätze nicht am letzten Tag zu versenden.  
 
 
GR Andreas Nader: 
Der Regionalverein „Umsatteln“ lädt nächsten Samstag zur gemeinsamen Radausfahrt nach 
Schwertberg ein. Dort werden die neuen Radwege begutachtet.  
Der Energiebezirk Freistadt wird im Sommer ein Elektrotransportrad in Pregarten stationieren, 
das dort kostenlos ausgeliehen werden kann. Für Interessierte gibt es am 13.07.2020 um 
18.30 Uhr einen Workshop und auch Testmöglichkeiten.  
 
GR Wolfgang Oyrer-Santner: 
Das Tageszentrum Bezirk Freistadt Süd hat seit 04.06.2020 wieder geöffnet. Der Betrieb läuft 
unter Einhaltung der Hygienebedingungen und der Abstandsregelungen ganz normal.  
 
Bgm. David Bergsmann 
weist darauf hin, dass am 16.07.2020 eine Bauausschusssitzung und am 21.07.2020 eine 
Gemeinderatssitzung stattfinden.  
Franz Leitner hat heute zum letzten Mal als Amtsleiter bei der GR-Sitzung teilgenommen. Des-
halb nutzen wir heute die Gelegenheit dir für deine geleisteten Dienste zu danken. Franz hat 
am 01.01.1976 als Vertragsbediensteter den Gemeindedienst angetreten. Am 01.01.1979 
wurdest du zum Fachadjunkt ernannt und mit 01.01.1981 zum Kontroller. Am 19.05.1982 hast 
du die Beamtenaufstiegsprüfung absolviert und am 01.01.1989 wurdest du zum Oberkontroller 
und mit 01.01.1992 zum Fachinspektor ernannt. Seit 01.03.1997 bist du  






